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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Entwurf der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Entschiießung des Rates zur Fortschreibung und Durchführung 
der Umweitpoiitik und des Aktionsprogramms der Europäischen 
Gemeinschaften für den Umweltschutz 
— Drucksache 7/5063 — 


A. Problem 

Das Aktionsprogramm der Europäisdien Gemeinschaften für 
den Umweltschutz bedarf der Fortentwicklung. 


B. Lösung 

Fortschreibung und Aktualisierung des Aktionsprogramms für 
eine kontinuierliche Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen 
Umweltpolitik. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Nach dem Vorliegen der konkreten Aktionsvorschläge der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird zu unter- 
suchen sein, welche Kosten für deren Durchführung entstehen 
werden. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl und Konrad 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 12. April 1976 dem Deutschen Bundestag 
zur Unterrichtung zugeleitet und dem Innenausschuß 
mit Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages vom 7. Mai 1976 zur Beratung überwiesen. 
Der Innenausschuß begrüßt grundsätzlich die Vor- 
schläge der Kommission zur Fortentwicklung der 
gemeinschaftlichen Umweltpolitik. Dies gilt insbe- 
sondere für 

— die Bekräftigung der Unabhängigkeit der Um- 
weltpolitik von der jeweiligen Konjunktur läge, 

— die Bestätigung der Ziele und Grundsätze des 
ersten Aktionsprogramms (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. C 112 vom 20. De- 
zember 1973), 

— • die kontinuierliche Weiterführung der bereits im 
ersten Aktionsprogramm vorgesehenen, aber 
noch nicht abgeschlossenen Aktionen. 

Der Innenausschuß ist jedoch der Auffassung, daß 
der Vorschlag der Kommission der Forderung nach 
größtmöglicher Konzentration der gemeinschaft- 
lichen Umweltaktivitäten in einer Reihe von Punk- 
ten nicht gerecht wird. Einige der in Aussicht ge- 
nommenen Aktionen sollten mit Rücksicht auf ihre 
geringere Dringlichkeit, ihre hinreichende Behand- 
lung in anderen internationalen Organisationen bzw. 
ihren spezifischen, mehr oder weniger außerhalb 
des Umweltschutzes liegenden Charakters nicht 
aufgenommen bzw. ihre Prioritätenfestlegung über- 
prüft werden. Ferner erscheint es erforderlich, daß 
eine Reihe der in Aussicht genommenen Aktionen 
näher konkretiesiert und begründet werden. 

Da deutscherseits nicht der Aufnahme aller im Pro- 
grammvorschlag vorgesehenen Aktionen zuge- 
stimmt werden kann und eine Reihe von Aktionen 
als nicht prioritär angesehen werden, kann der Aus- 
schuß insoweit auch nicht den im Finanzplan (An- 


hang 3 zum Programmvorschlag) vorgesehenen 
Haushaltsansätzen zustimmen. Er ist der Auffassung, 
daß bei der notwendigen Weiterentwicklung des 
Finanzplanes darauf Rücksicht zu nehmen sein wird, 
daß das Bundeskabinett einer globalen Steigerung 
des EG-Haushalts nur dann zustimmen könnte, wenn 
sie nicht mehr als 10 v. H. beträgt. Dem wird auch im 
Umweltbereich durch eine sorgfältige Prioritätenver- 
teilung Rechnung getragen werden müssen, da auch 
hier nur eine maßvolle Anhebung der Ansätze 
möglich ist. 

Von der Minderheit wird die Auffassung vertreten, 
daß der Vorschlag der Kommission ohne Einschrän- 
kung gebilligt werden kann. Kritisiert wurde die 
„Erste Stellungnahme der Bundesregierung zu dem 
Vorschlag der Kommission" Vom 23. Juni 1976, 
wonach insbesondere folgende von der Kommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen keine Priorität erhal- 
ten sollten: 

— Lärmbekämpfung für bestimmte Zonen 

— Ausbildung und Aufklärung (mit Ausnahme 
aktueller Unterrichtungen über die gemeinschaft- 
liche Umweltpolitik) 

— Schutz der Berggebiete 

— Schutz der Fauna und Flora 

— Erhaltung des genetischen Besitzstandes der 
Haustiere und Zuchtpflanzen (Maßnahmen betr. 
die Genbanken und Sammlung von Arten) 

— Schutz von Feuchtgebieten 

— Schutz der Wasserressourcen, 

Aufgrund der vorgetragenen Bedenken beschloß der 
Ausschuß, die Bundesregierung zu bitten, dem In- 
nenausschuß des 8. Deutschen Bundestages baldigst- 
möglich eine endgültige Stellungnahme zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vorzulegen. 


Bonn, den 29. Juni 1976 

Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei den weiteren Verhandlungen auf eine den deutschen Vorstellungen ent- 
sprechende Fassung hinzuwirken. 

Bonn, den 29. Juni 1976 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Gruhl Konrad 

Vorsitzender Berichterstatter 
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